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Asien und der Westen, Aufstieg und Niedergang

Erich Weede

1. Problemstellung

Unser europäisches Mittelalter war eigentlich eine Ära chinesischer Überlegen¬
heit (Collins 1986, S. 65; Jones 1988, S. 73-84; McNeill 1963; 1982, S. 24). Nur ein

Beispiel: Europa hat die Pro-Kopf-Produktion an Eisen von Sung-China erst ca.

600 Jahre später erreicht. Diese Zeit der chinesischen Suprematie war durch zwei

für die chinesische Geschichte eher ungewöhnliche Merkmale gekennzeichnet:
1. Es gab eine kulturelle Vielfalt und lebhafte Konkurrenz zwischen dem aus

Indien stammenden Buddhismus, dem heimischen Daoismus und dem »staats¬

tragenden« Konfuzianismus, wobei die buddhistischen Klöster in verfolgungs¬
freien Perioden wichtige Wirtschaftszentren waren, wobei der Konfuzianismus

auch nicht die erdrückende Dominanz späterer Perioden hatte. 2. Es gab ein Viel-

staatensystem in Ostasien, in dem Sung-China mit militärisch gleichwertigen und

am Ende überlegenen Rivalen konkurrieren mußte (Rossabi 1983). Nach der er¬

neuten Reichseinigung und der Befreiung von der mongolischen Fremdherr¬

schaft setzte dann ab der einheimischen Ming-Dynastie ein langsamer Abstieg
Chinas ein.

Mao Zedong konnte den Niedergang Chinas nicht aufhalten; Deng Xiaoping
hat es geschafft, indem er einen »schleichenden Kapitalismus« eingeführt hat.

Trendextrapolationen sind zwar gefährlich, können aber wichtige Denkanstöße

vermitteln. Wenn man mechanisch die gegenwärtigen Wachstumtrends extrapo¬

liert (vgl. The Economist 1993; Kristof 1993; Overholt 1993), dann könnte ein

hypothetisches Großchina, das neben der Volksrepublik auch Hongkong und

Taiwan umfaßte, schon im Jahre 2002 und die Volksrepublik allein im Jahre 2010

das Bruttoinlandsprodukt der USA erwirtschaften. Wenn man die Trendextra¬

polation munter weitertreibt, dann wird man irgendwann Mitte des 21. Jahrhun¬
derts feststellen, daß auch ein wirtschaftlicher Zusammenschluß der USA und
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der Europäischen Union nicht mehr ausreicht, um einen größeren Markt als

China zu behalten.

Natürlich gibt es auch Szenarien, wonach nicht China, sondern Japan die

wirtschaftliche Supermacht der Zukunft ist. Für 1992 schreibt die World Bank

(1994, S. 220-221) den Japanern kaufkraftbereinigt 87, den Chinesen 9% des

amerikanischen Pro-Kopf-Produkts zu. Der 10:1-Vorsprung der Japaner gegen¬

über den Chinesen wird sich aber nicht halten lassen, wenn die chinesische Wirt¬

schaft auch weiterhin (vgl. World Bank 1994, S. 162-165), wie seit 1980, minde¬

stens doppelt so schnell wie die japanische wächst. Sehr bald wird der fast

10:1-Vorsprung der Chinesen über die Japaner bei der Bevölkerungszahl dafür

sorgen, daß der chinesische Markt an Größe den japanischen übertrifft.

Wahrscheinlich ist China schon 1993 die zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt

geworden. Natürlich wird Japan, wie die USA oder Westeuropa, auch Mitte des

21. Jahrhunderts noch deutlich höhere Pro-Kopf-Einkommen als China haben,
aber das beeinflußt nur die Lebensqualität der Individuen und nicht das macht¬

politische Gewicht.

Japan und China sind die beiden ökonomischen Riesen Ostasiens, China und

Indien die Bevölkerungsriesen des Kontinents. Verglichen mit den ostasiatischen

Ländern ist die indische Wirtschaft seit der Unabhängigkeit recht langsam ge¬

wachsen, wofür ein in den USA lehrender Ökonom indischer Herkunft »Fabian

politics and English economics« (Bhagwati 1993, S. 21) verantwortlich macht,
also eine umverteilungs- und gerechtigkeitsorientierte statt wachstumsorientier¬

ter Wirtschaftspolitik. Indien ist zwar noch nicht der Magnet für ausländisches

Investitionskapital wie China, aber das Land liberalisiert und dereguliert seine

Wirtschaft, und in der Software-Branche wird Bangalore in Südindien vielleicht

ein Standort von globaler Bedeutung (The Economist 1994). Abschreiben sollte

man Indien also nicht.

Mit China, Japan und vielleicht später Indien sieht sich der Westen großen
Herausforderungen gegenüber. Das könnte und würde sich verstärken, wenn es

auch in Asien zu Freihandelszonen käme, vor allem solchen, die mehr als einen

der großen Drei umfassen. Der oben schon zitierte Ökonom Bhagwati (1993, S.

95 ff.) jedenfalls versucht, den Japanern klar zu machen, daß eine engere wirt¬

schaftliche Kooperation mit Indien eher im japanischen nationalen Interesse

liege als beispielsweise die Finanzierung amerikanischer Militäreinsätze zur

Befreiung Kuwaits.

Wie schnell sich das Verhältnis von Europa zu Asien ändern kann, zeigen am
deutlichsten die beiden Stadtstaaten Singapur und Hongkong. Vor 50 Jahren
(1945) waren das noch japanisch besetzte Außenposten des britischen Weltreichs

und bitterarme Städte. Heute übertreffen die Einkommen in Hongkong
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kaufkraftbereinigt die der Briten und in Singapur sind sie praktisch identisch

(World Bank 1994, S. 221). Wenn auch Gesellschaften subkontinentaler Größe

wie China oder Indien ähnliche Erfolge erzielen sollten, ergibt sich eine andere

Welt. Damit stellen sich die Fragen, warum konnte der Westen jemals die asia¬

tischen Hochkulturen, vor allem China, überholen, warum holen diese Gesell¬

schaften den Westen jetzt wieder ein? Werden sie den Westen überholen?

2. Der Aufstieg des Westens und die Stagnation Asiens

Seit dem Mittelalter unterscheiden sich China und der Westen, d.h. zunächst nur

Westeuropa, später Westeuropa und seine überseeischen Tochtergesellschaften,
vor allem in politischer Hinsicht. Vom 14. Jahrhundert bis Anfang des 20. Jahr¬
hunderts ist China unter den Ming- und Mandschu-Dynastien ein einheitliches

Großreich gewesen, während Europa immer aus einer Vielzahl miteinander kon¬

kurrierender politischer Einheiten bestand. Die zwischenstaatliche Rivalität hat

Europa viele Kriege und damit verbundenes Leid beschert, aber auch dazu ge¬

führt, daß die Willkürherrschaft der Obrigkeiten in Europa früher und stärker

als in China eingeschränkt wurde (vgl. Jones 1981; Weede 1990; 1966; Yang 1987).
Chinesische Händler oder Bauern konnten dem Herrschaftsbereich ihres Kai¬

sers und seiner Beamten nicht entkommen. Europäische Kaufleute konnten die

Gebiete besonders räuberischer Fürsten umgehen. Europäische Bauern konnten

ihren Herren entlaufen und in autonomen Städten, die es nur im Westen, nicht in

China gab, Zuflucht finden. Die Existenz eines Systems konkurrierender Für¬

stentümer oder Staaten in Europa ist Vorläufer und Hintergrundbedingung der

Gewaltenteilung, der Begrenzung obrigkeitlicher Willkür, der Respektierung der

Eigentumsrechte von Kaufleuten und Produzenten. Die Existenz eines einheitli¬

chen Reiches in China gestattete stattdessen obrigkeitliche Willkür, die Mißach¬

tung der Eigentumsrechte vieler Bauern und eine ausgeprägte Neigung der kai¬

serlichen Beamten, die Kaufleute zu belasten und zu schikanieren.

Die politischen und eigentumsrechtlichen Unterschiede zwischen Europa
und China sind aus vier Gründen so bedeutsam: Erstens vermittelte das größere
Ausmaß der Respektierung der Eigentumsrechte im Westen den Produzenten

und Kaufleuten bessere Arbeitsanreize als in China. Zweitens bedeutet das grö¬
ßere Ausmaß der Respektierung der Eigentumsrechte von Produzenten und

Kaufleuten in Europa als in China, daß die alltäglichen wirtschaftlichen

Entscheidungsbefugnisse in Europa breiter gestreut und weiter unten in der

Gesellschaft als in China angesiedelt waren. Das hat es dem Westen erlaubt, das
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in einer Vielzahl von Köpfen dezentralisiert vorhandene Wissen mit positiven
Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum zu nutzen (von Hayek 1960). Der

chinesische Zentralismus hat das Wissen allzu vieler Untertanen praktisch ent¬

wertet.

Drittens bedeutete die politische Zersplitterung Europas bzw. des Westens,

daß westliche Herrscher durch politische Fehlentscheidungen nicht die gesamte

westliche Zivilisation in ihrer wirtschaftlichen Entwicklung behindern konnten,
sondern nur einzelne Länder, die in Bezug auf die Größe nicht mit China, son¬

dern eher mit chinesischen Provinzen vergleichbar sind. Der französische Abso¬

lutismus und Merkantilismus konnte weder die Entwicklung Hollands noch

Englands beeinträchtigen. Aber der chinesische Hof konnte im 15. Jahrhundert
durchsetzen, daß der Überseehandel und der Bau hochseetüchtiger Schiffe ver¬

boten wurde. Kein europäischer Herrscher hätte für den gesamten Westen eine

Entscheidung ähnlicher Tragweite fällen können. Die Zersplitterung des Westens
hat also das Gewicht politischer Fehlentscheidungen reduziert, die Einheit Chi¬

nas das Gewicht politischer Fehlentscheidungen maximiert. Die europäische
Vielfalt ließ viel Raum für Innovationen, die politische Einheit Chinas wenig.

Viertens hat die politische Zersplitterung Europas dazu beigetragen, daß sich

im Westen viel eher als in China flexible Knappheitspreise anstelle der traditio¬

nellen oder »gerechten« Preise durchsetzen konnten. Denn der Handel zwischen

voneinander unabhängigen und oft miteinander rivalisierenden Staaten schwäch¬

te in Europa die Fähigkeit der fragmentierten Obrigkeit, traditionelle Gerech¬

tigkeitsvorstellungen durchzusetzen. Der chinesische Zentralstaat dagegen
konnte im Namen der Harmonie viel stärker als westliche Herrscher die Effi¬

zienz der Ressourcenallokation behindern.

Ein Vergleich der westlichen mit der chinesischen Wirtschaftsgeschichte der

letzten Jahrhunderte zeigt also vier Vorteile des Westens gegenüber China, die

alle nicht ohne die politische Zersplitterung Europas oder des Westens denkbar

gewesen wären: bessere Arbeitsanreize durch von oben anerkannte Eigentums¬
rechte der Untertanen, die ja erst im Laufe der Zeit auch Bürger wurden; bessere

Nutzung des Humankapitals und Wissens; weniger Gewicht politischer Fehlent¬

scheidungen und mehr Innovation von unten; Effizienzsteigerung durch Knapp¬

heitspreise. Im Laufe der Jahrhunderte haben die Vorzüge des Westens dazu ge¬

führt, daß der Westen China einholen und überholen konnte.

Der Westen hat China nicht nur wirtschaftlich, sondern auch wissenschaftlich

und technologisch überholt. Die Wurzeln des europäischen Erfolges sind letzt¬

lich dieselben in Wirtschaft und Wissenschaft.1 Die Begrenzung der Willkür¬

macht politischer - und natürlich auch religiöser - Instanzen durch politische
Fragmentierung hat Raum zum Experimentieren, für Innovation und unor-
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thodoxe Forschung geschaffen. Europäische Märkte konnten schlechte Produk¬

te zurückweisen und innovative Unternehmer belohnen. Europäische Wissen¬

schaftler konnten Theorien sogar dann falsifizieren und zurückweisen, wenn die¬

se sich königlicher, kirchlicher oder amtlicher Gunst erfreuten, denn keine dieser

Instanzen hat lange den ganzen Westen effektiv beherrscht. Seit dem Ende des

19. Jahrhunderts ist der wissenschaftliche Fortschritt selbst zur Quelle des wirt¬

schaftlichen Wachstums geworden (Kuznets 1966; Maddison 1982; Rosenberg
and Birdzell 1986).

Japan ähnelte in mancher Beziehung Westeuropa, in mancher dem benach¬

barten China. Wie die chinesischen Kaiser im 15. Jahrhundert hat auch die japa¬
nische Regierung des 17. Jahrhunderts den Bau hochseetüchtiger Schiffe verbo¬

ten und den Handel mit den Europäern sehr stark beschränkt (Kennedy 1987, S.

14-15). Diese isolationistische Politik hat Japan die Anregungen aus inter¬

kulturellen Kontakten weitgehend vorenthalten. Aber das Land hatte Glück:

Kurz vor der Abkapselung hat es noch holländische Pumpen und als Anbau¬

pflanzen Rohrzucker, Süßkartoffeln und Mais eingeführt (Jones 1988, S. 155).
Trotz der Vorherrschaft des Shoguns war Japan aber kein einheitlich regiertes
Reich (Tominaga 1989, S. 173; 1990, S. 43). Denn die anderen Fürsten blieben in

ihren Territorien weitgehend autonom. Nach Jones (1988, S. 165) ging die Eini¬

gungjapans gerade weit genug, um einen einheitlichen Markt mit Skalenerträgen
zu schaffen, aber der Wettbewerb unter den Fürstentümern blieb als Fortschritts¬

antrieb erhalten.

Tokugawa-Japan zeichnete sich durch zweierlei aus: erstens durch ein unge¬

wöhnliches Bildungsniveau, zweitens durch eine ungewöhnliche Penetration des

Alltagslebens durch die öffentlichen Verwaltungen (Hall 1964, S. 27). Man kann,
wie Weber (1923/1981) oder Collins (1986), in einer schreibfähigen Administra¬

tion eine Hintergrundbedingung von Recht und Ordnung und damit letztlich

von wirtschaftlicher Entwicklung sehen. Darüber hinaus sollte man auch auf die

Inhalte der Wirtschaftspolitik achten, wie sie Produktionsanreize und Transakti¬

onskosten beeinflussen. In Tokugawa-Japan wurden viele Wettbewerbsschran¬

ken abgebaut (Jones 1988, S. 162-164). Viele Zollgrenzen wurden abgeschafft.
Gildenmonopole wurden gebrochen. Der Binnenhandel wurde freier. Die Re¬

gierung standardisierte Maße und Münzen, was Transaktionskosten senkt, den

Markt vergrößert, damit nach Smith (1776/1990) mehr Arbeitsteilung und Pro¬

duktivitätsgewinne erlaubt. Das alles ist dafür verantwortlich, daß Japan nach

Auffassung mancher Wirtschaftshistoriker (Jones 1988, S. 36,158) schon vor der

Meiji-Restauration einen ähnlichen Lebensstandard wie die damalige westliche

Führungsmacht Großbritannien hatte.

Gerade weil meine Erklärungsskizze für die divergierende Entwicklung in
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Europa und Asien soviel Gewicht auf die Variable politische Einheit vs. politi¬
sche Fragmentierung legt, sind noch einige Anmerkungen zu Indien notwendig.
Zwischen der Maurya- und der Moghul-Dynastie gab es Jahrhunderte politi¬
scher Fragmentierung in Indien, allerdings nie so etwas Ähnliches wie ein stabi¬

les Staatensystem mit über die Jahrhunderte hinweg als Staaten überlebenden

Mitspielern, wie England, Frankreich, Spanien, Portugal, den Niederlanden, der

Schweiz oder (mit stark variierenden Grenzen) Österreich in Europa. Die unter¬

schiedliche Lebenserwartung westlicher und indischer Fürstentümer kann zu

dem verkürzten und Eigentumsrechte mißachtenden Kalkulationshorizont in¬

discher Fürsten beigetragen haben (Hall 1985). Außerdem möchte ich mich im

indischen stärker als im chinesischen Fall direkt an Weber (1921/1978) orientie¬

ren. Dann sind als Fortschrittshemmnisse in Indien zu nennen: 1. die mit dem

Kastensystem verbundene ritualistische und fortschrittsfeindliche Arbeitstei¬

lung, 2. die politischen Schwäche der indischen Städte und Kaufleute, die so¬

wohl mit dem Kastensystem als auch mit den dagegen ursprünglich protestie¬
renden heterodoxen Lehren der Jaina und Buddhisten zusammenhängt. Das

Kastensystem entwaffnet ja alle, die nicht Kriegerkasten angehören. Das allge¬
meine Tötungsverbot von Jaina und Buddhisten hat zeitweise zur Entwaffnung
indischer Kaufleute und Städte beigetragen.

Wenn man die eben gegebene Erklärungsskizze auf eine einfache - zwar nicht

hinreichende, aber m.E. dominante - Kausalkette reduzieren will, dann sieht das

so aus: Wettbewerb der politischen Obrigkeiten und militärische Bedeutung des

einfachen (nicht-adeligen) Volkes (Andreski 1968) stärken die Eigentumsrechte
von Händlern und Produzenten und reduzieren das Ausmaß der von oben ver¬

ordneten Wettbewerbsbehinderungen. Gesicherte Eigentumsrechte und Wett¬

bewerb fördern die wirtschaftliche Entwicklung.

3. Der Niedergang des Westens und der Aufstieg Ostasiens

Aus Platzgründen kann ich den Zusammenhang zwischen kapitalistischer Wirt¬

schaftsentwicklung und Demokratie im Westen nicht behandeln und will nur

andeuten, warum ich den Kapitalismus für eine notwendige Voraussetzung für

die Demokratie halte: 1. Nur der Kapitalismus produziert den Wohlstand, der

Gesellschaften demokratisch regierbar werden läßt (vgl. Berger 1993; Lipset
1994). 2. Nur der Kapitalismus kann abgewählten Politikern lukrative Karrieren

jenseits der Politik bieten und damit die Anreize zur Machterhaltung um jeden
Preis reduzieren. Aber die demokratischen Industriegesellschaften des Westens



Erich Weede, Asien und der Westen, Aufstieg und Niedergang 341

treiben in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts alle - mehr oder weniger aus¬

geprägt - eine Politik, die garantiert, daß die Zukunft den Asiaten gehört, daß

das Zwischenspiel der Vorherrschaft des Westens in der Welt ein rasches Ende

findet - zuerst wirtschaftlich und ein oder zwei Jahrzehnte später auch militä¬

risch.

Nach Angaben der Weltbank (World Bank 1994, S. 163) sind die 23 Volks¬

wirtschaften mit einem Bruttosozialprodukt pro Kopfvon 1992 mehr als 12.000

US-Dollar seit 1980 um durchschnittlich 2,3% gewachsen. Nach der Wachstums¬

geschwindigkeit (pro Kopf) nehmen die drei ostasiatischen Mitglieder dieser

Wohlstandselite die ersten drei Plätze ein: 1. Hongkong, 2. Singapur, 3. Japan.
Von den Vereinigten Arabischen Emiraten mit negativen Wachstumsraten abge¬
sehen gehören alle anderen Länder dieser Gruppe (einschließlich Israels) kultu¬

rell zum Westen. Das größte westliche Land, die USA, hat genau wie Frankreich

seit 1980 durchschnittlich ein Wachstum von 1,7%, Deutschland und Großbri¬

tannien erreichen 2,4%, aber das größte fernöstliche Land, Japan, 3,6%. In den

weniger entwickelten asiatischen Volkswirtschaften sind die Wachstumsraten

deutlich besser als im Westen: Südkorea 8,5%, Volksrepublik China 7,6%, Thai¬

land 6,0%, Indonesien 4%. Natürlich gibt es auch in Ostasien Problemländer.

Aber seitdem auch Indien mit 3,1% bessere Pro-Kopf-Wachstumsraten als alle

westlichen Industriegesellschaften mit Ausnahme des kleinen Irland (3,4%) er¬

zielt, läßt sich das Aufholen und - wie Japan, Hongkong und Singapur illustrie¬

ren - ansatzweise das Überholen Europas durch Asien nicht mehr leugnen. Die

Erklärung des schwindenden Abstandes kann entweder bei der relativen Stagna¬
tion des Westens oder bei der Dynamik des Femen Ostens ansetzen.

Die unstrittigste Hypothese geht von den Vorteilen der Rückständigkeit aus

(Gerschenkron 1962, 1. Kapitel; Maddison 1969, S. XXIII). Die Akzeptanz die¬

ser Hypothese verspricht den noch armen Ländern Ostasiens schnelles Wachs¬

tum und nimmt dem Westen die Angst überholt zu werden. Die Hypothese läßt

sich einleuchtend begründen, weil die Übernahme fortschrittlicher Technologi¬
en von höher entwickelten Gesellschaften leichter als die Erfindung neuer Tech¬

nologien ist, weil rückständige Länder auch mehr Gelegenheit zur Reallokation

von relativ unproduktiver Arbeit aus der Landwirtschaft in andere Wirtschafts¬

bereiche haben. Außerdem läßt sich die These in international vergleichenden
Studien empirisch stützen (z.B. Dollar 1992; World Bank 1993, S. 51).

Es gibt aber auch andere Erklärungsansätze, die im Gegensatz zum erstge¬

nannten grundsätzlich nicht nur zur Erklärung des Einholens, sondern auch zu

der des Überholens beitragen können. Nach Olson (1985) lassen demokratische

Gesellschaften Verteilungskoalitionen zuviel Freiraum bei der Einschränkung
des Wettbewerbs und dem Versuch, Renten statt normaler Erträge für den Ein-
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satz von Produktionsfaktoren zu erzielen. Das behindert die Effizienz der Res¬

sourcenallokation, weil die Preise künstliche statt echter Knappheiten signalisie¬
ren und beeinträchtigt die Innovationen. Nach Olson ist deshalb zu erwarten,

daß die zunehmende Anfälligkeit für Rent-Seeking2 die Demokratien und ande¬

re jahrzehntelang stabile politische Systeme3 immer stärker in die Stagnation
treibt. Auch zu dieser Hypothese gibt es international vergleichende und stüt¬

zende quantitative Studien (z.B. Bernholz 1986; Lane and Errson 1986; Weede

1991), die allerdings von Japan abgesehen asiatische Länder nicht in die Analyse
einbeziehen und Olsons Hypothese unter m.E. erschwerenden Bedingungen
prüfen, nämlich bei der Frage, ob sie auch zur Erklärung innerwestlicher Unter¬

schiede beitragen kann.

Mindestens so umstritten wie Olsons These dürfte die Auffassung sein, daß

der Wohlfahrtsstaat eine Verlangsamung des Wirtschaftswachstums bedingt. Das
läßt sich begründen mit der Abschwächung der Arbeitsanreize, den Anreizen

für unproduktive, aber steuervermeidende Investitionen, allgemein den Anrei¬

zen, in Verteilungskämpfe statt in Produktverbesserung zu investieren, in

der mit progressiver Besteuerung verbundenen zusätzlichen Innovationsscheu.

Auch für diese Hypothese lassen sich stützende quantitative Studien anführen

(z.B. Bernholz 1986; Landau 1983; Pampel Williamson 1989; Weede 1991,

wo auch erläutert wird, wie manche »abweichenden Befunde« zustande kom¬

men).
Die prokapitalistische Tendenz meiner Ausführungen zusammen mit der

Gegenüberstellung ostasiatischer Erfolge und westlicher Stagnation legt den Ein¬

wand mannigfaltiger und offenbar nicht nachhaltig wachstumsbehindernder

Staatseingriffe in Japan, Südkorea, Taiwan oder Singapur nahe. Die Tatsache von

de facto oft investitionslenkenden Staatseingriffen will ich nicht leugnen. Aber

selbst in Japan waren sie nicht immer erfolgreich, weder in der Chemie-, noch in

der Flugzeug-, noch in der Software-Industrie (Porter 1990, S. 414). Außerdem

sind japanische Administrationen und Staatseingriffe weniger wettbewerbsfeind¬

lich als westliche (Porter 1990, S. 417-421; Samuels 1994, S. 51). Auch in Südko¬

rea und Taiwan hat die Orientierung am Weltmarkterfolg als Kriterium für die

Weitergewährung von staatlichen Vergünstigungen die Unternehmen nicht vom

Wettbewerbsdruck befreit (World Bank 1993, S. 355). Die m.W. gründlichste
Kritik an »kapitalistischen« Erklärungen für die ostasiatischen Wirtschafts¬

wunderländer (Wade 1990, S. 55) hat sogar zugegeben, daß der Arbeitsmarkt in

Taiwan, dem Schwerpunkt seiner Studien und in einem Land, das die japanischen
Wachstumsraten regelmäßig und deutlich übertroffen hat, dem Lehrbuchmodell

eines freien Marktes nahekommt. Welcher Markt hat für die wirtschaftliche Ent¬

wicklung auch nur annähernd die Bedeutung des Arbeitsmarktes?
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Solange China sozialistische Zielsetzungen noch ernst nahm, waren wirt¬

schaftspolitische Fehler häufig. Der »große Sprung nach Vorn« Ende der 50er

Jahre hat vielleicht 40 Millionen Menschen verhungern lassen (Domes und Näth

1992, S. 46).
Erst das dritte Comeback von Deng Xiaoping hat eine rationale Wirtschafts¬

politik eingeleitet (vgl. Dittmer 1994; The Economist 1992; Kristof 1993; Over-

holt 1993). Die Reform begann auf dem Lande, wo mindestens drei Viertel aller

Chinesen lebten und arbeiteten, wo Armut und Not am größten waren.

Die Verfügungsrechte an Land wurden von Volkskommunen und Arbeits¬

kollektiven auf Individuen, Familien oder kleine Gruppen oft miteinander ver¬

wandter Familien übertragen. Der Lebensstandard der Familien wurde wieder

von ihrem Arbeitseinsatz abhängig, weshalb auf den Feldern mehr gearbeitet
wurde. Bäuerlicher Sachverstand konnte wieder beeinflussen, was wann und wo

angebaut wurde. Die Preise wurden z.T. freigegeben, z.T. gelockert, so daß die

Bedürfnisse der Konsumenten langsam bedeutender und die Vorstellungen der

Planer langsam unbedeutender wurden. In den frühen Achtziger Jahren kam es

deshalb zu einem chinesischen Wirtschaftswunder. Die ländlichen Einkommen

haben sich in 8 Jahren ungefähr verdreifacht.

Die frühen Reformen Dengs haben sich auf die Landwirtschaft konzentriert.

Später wurde die Reformpolitik auf die Industrie und den Dienstleistungsbe¬
reich ausgeweitet. Die Gründung privater Betriebe wurde erlaubt. Außerdem

haben viele Dörfer, Städte oder ländliche Regionen - oft unter Führung kommu¬
nistischer Kader - Betriebe aufgebaut, die zwar keine Privatbetriebe westlichen

Zuschnitts sind, aber in ihrer Dynamik eher westlichen Betrieben als sowjeti¬
schen oder chinesischen Industriegiganten unter Leitung des Zentralstaats äh¬

neln. Betriebe unter lokaler statt zentraler politischer Kontrolle können nämlich

nicht dem Wettbewerb entkommen. Sie können weder Arbeits- und Absatz¬

märkte auf Dauer wirksam abschotten, noch können sie in Absprache mit zen¬

tralen politischen Instanzen Preise diktieren oder diktieren lassen. Konkurrie¬

rende Textilfabriken in benachbarten Dörfern oder Städten müssen sich so

verhalten, als ob sie kapitalistische Betriebe wären, selbst wenn sie von Kadern

geleitet werden.

Die schleichende »Privatisierung« der chinesischen Industrie und Dienstlei¬

stungsbetriebe beruht nicht in erster Linie auf der Privatisierung bestehender

Betriebe, sondern auf der Neugründung von Betrieben. Dabei spielen ausländi¬

sches Kapital und Know-how eine wichtige Rolle - vor allem auslandschinesi¬

sches Kapital aus Hongkong, Taiwan und Südostasien. In der an Hongkong
angrenzenden Provinz Guangdong arbeiten viel mehr Menschen für Hongkon¬
ger »Kapitalisten« als in Hongkong selbst. Aber das chinesische Wirtschaftswun-
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der ist nicht auf den Süden oder auch nur auf die Küste beschränkt. Es strahlt

weit ins Inland aus, bis hin in den äußersten Nordwesten des Landes.

4. Abschließende Überlegungen

Zum Schluß möchte ich meine Erklärung und Prognose des Aufstiegs Ostasiens

und des Niedergangs des Westens in drei Thesen zusammenfassen: 1. Der We¬

sten ist groß geworden, weil er eher als die asiatischen Hochkulturen mehr Men¬

schen, die nicht der herrschenden Klasse (eher im Sinne von Mosca oder

Dahrendorf als von Marx zu verstehen) angehören, individuelle Entscheidungs¬
freiheit und Innovationsmöglichkeiten überlassen hat. 2. Der Westen wird wie¬

der klein, weil er zunehmend individuelle, beispielsweise unternehmerische,

Entscheidungen durch politische Entscheidungen unter dem Einfluß von Vertei¬

lungskoalitionen ersetzt, weil der Wohlfahrtsstaat notwendigerweise das Sozial¬

kapital von Gesellschaften reduziert, »indem er die Menschen zu unvorsichti¬

gem Handeln verleitet. ... Der Wohlfahrtsstaat kann nie so reformiert werden,
daß er gleichzeitig die Menschen zur Arbeit ermuntert und ihnen einen anstän¬

digen Lebensunterhalt vermittelt, wenn sie es nicht tun« (Frum 1994, S. 28/29,

meine Übersetzung). Kein Wunder, daß der Westen bei dem Versuch scheitert,
das Unmögliche zu realisieren. In Asien dagegen treibt die bei Weber (1923/1981,
5. 240) erwähnte Hungerpeitsche die Menschen noch an. 3. Letzten Endes ist der

Westen immer noch in einer Akzeptanzkrise des Kapitalismus, die sich 1848 im

Kommunistischen Manifest besonders folgenreich artikulierte, die aber auch

noch andauert, weil die Leistungsfähigkeit der unsichtbaren Hand des Marktes

systematisch unterschätzt und die der potentiell alles erdrückenden Hand des

Staates systematisch überschätzt wird. Die Volksrepublik China führt seit 1979

die Substanz des Kapitalismus, wenn auch nicht das dazugehörige Etikett, ein

und wächst und wächst. Im Westen reicht der sozialdemokratische Konsens, im

Kern das Postulat des Primats der Politik über die Privatwirtschaft, bis weit in

sog. konservative Parteien hinein. Der Ausgang des Wettlaufs zwischen dem

schleichenden Kapitalismus Ostasiens - Japan und China sind heute liberaler als

vor 10 oder 15 Jahren, wenn auch noch lange nicht so liberal wie der Westen -

und dem schleichenden Sozialismus des Westens wird unser Schicksal bestim¬

men.

Nach Adam Smith (1976/1990) besteht die Leistung des Marktes vor allem

auch darin, daß er die Marktteilnehmer zwingt, im Interesse anderer Menschen,
der kaufkräftigen Nachfrager, zu handeln. Der Markt ist also auch ein partielles
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Substitut für Altruismus. Aber er erzeugt immer auch Verlierer, die ein Interesse

an politischer statt marktmäßiger Einkommenszuweisung entwickeln müssen.

Sogar die Frühjahrsdemonstrationen in Peking, die am 4. Juni 1989 zum Massa¬

ker auf dem Platz des Himmlischen Friedens führten, lassen sich u.a. auch als

Protest gegen den Kapitalismus und die in China damit einhergehende Korrup¬
tion interpretieren (vgl. Chan 1991, S. 125). Träger der Marktfeindlichkeit sind

im Fernen Osten wie im Westen oft die Intellektuellen oder die Kulturberufe

(vgl. Scheuch 1991, S. 37). In allen schnell wachsenden ostasiatischen Volkswirt¬

schaften - Indien gehört nicht dazu! - ist der Kapitalismus vor der Demokratie

durchgesetzt worden, oft lange vorher. Er hat dann in manchen Ländern die Vor¬

aussetzungen für die Demokratie geschaffen. Aber es ist immerhin denkbar, daß

die westliche Demokratie mit ihrem Umverteilungszwang, der m.E. (Weede

1990, S. 161/162) allerdings nicht zur Egalisierung der Einkommensverteilung

beiträgt, gleichzeitig den wirtschaftlichen Niedergang des Westens betreibt und

sich wider Willen auch noch selbst gefährdet, indem sie ihre Existenzvorausset¬

zungen angreift: Kapitalismus und dadurch erzeugten Wohlstand.

Anmerkungen

1 Marktfreiheit und Wissenschaftsfreiheit hängen nicht nur wegen ihrer gemeinsamen
politischen Voraussetzungen zusammen, sondern auch wegen der gemeinsamen philo¬

sophischen Fundierung, die auf Entscheidungsfreiheit, Fehlbarkeit und Kritik beruht,

die die Überlegenheit einer spontanen über eine geplante Ordnung behauptet (Albert

1986; Popper 1935/1969; von Hayek 1971; Radnitzky 1987).
2 Olson (1985) verwendet diesen Terminus nicht, entwickelt aber m.E. eine spezifische

Variante der Theorie der Rent-Seeking Society (vgl. dazu Weede 1990, oder Tullock

1993).
3 Vgl. Murreil and Olson (1991) zur Stagnation im kommunistischen Osteuropa.
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